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Anfang Zahl Nominalkapital
des Jahres der A.-G. in Millionen Fr.

1902 2,056 1,882
1910 3,547 2,723
1915 5,418 3,778
1920 7,070 4,729
1921 7,266 5,243
1922 7,498 5,667
1923 7,710 5,660

Anfang Zahl Nominalkapital
des Jahres der A.-G. in Millionen Fr.

1924 8,227 5,693
1925 8,670 5,611
1926 9,283 5,759
1927 9,914 6,014
1928 10,637 6,363
1929 11,559 7,033

Interessant ist die Feststellung, dass die Zahl der Aktiengesellschaften
rascher zugenommen hat als das Aktienkapital. Auf die einzelne Gesellschaft
berechnet, ist daher das Aktienkapital kleiner geworden. Es betrug je auf
1. Januar

Fr.
1902
1910
1915
1920

915,400
767,700
697,200
668,900

Fr.
1925
1928
1929

647,100
598,200
608,400

Diese Erscheinung lässt sich damit erklären, dass die Aktiengesellschaft
immer mehr die allgemeine Unternehmungsform für alle, auch für kleinere
Unternehmungen geworden ist. Auch der Einzelunternehmer geht mehr und
mehr dazu über, sein Geschäft als Aktiengesellschaft zu betreiben, um einerseits

seine Haftung zu beschränken und anderseits wenn möglich noch von
anderer Seite Kapital hineinzunehmen. Das Anwachsen der durchschnittlichen
Kapitalhöhe im letzten Jahr rührt von den Trustgesellschaften und der
Kapitalerhöhung einiger Grossbanken her.

Arbeiterbewegung.
Schweizerische Gewerkschaftsbewegung.

Bau- und Holzarbeiter.
In Zürich konnte für die Marmorarbeiter ein neuer Tarifvertrag,

der bis zum 1. März 1931 dauert, zum Abschluss gebracht werden. Die Mindestansätze

für Stundenlöhne wurden in fühlbarer Weise erhöht. Bisher gab es
erst nach dreijähriger Anstellung Ferien; in Zukunft hat jeder Arbeiter bereits
nach einjähriger Anstellung Anspruch auf zwei Tage Ferien, dann steigend
pro Jahr bis auf sechs Tage.

Auch die Pflasterer des Platzes Zürich bekommen einen neuen
Arbeitsvertrag. Der Mindeststundenlohn für Pflasterer ist auf Fr. 2.20, für
Stosser auf Fr. 1.60 festgesetzt. Neu geregelt wurden ebenfalls die Zuschläge
bei auswärtigen Arbeiten. Der Vertrag gilt bis 1. Februar 1931.

Die Steinarbeiter im Tessin waren in den Streik getreten, weil
die Unternehmer die Forderungen der Arbeiterschaft auf Erhöhung der Löhne
und auf Einführung von Ferien ablehnten. In Betracht kamen rund 500 Mann.
Nach einwöchiger Kampfdauer konnte der Streik erfolgreich beendet werden.
Es wurde eine allgemeine Lohnerhöhung von 5 Cts. per Stunde erzielt, ferner
wurden die Mindeststundenlohnansätze um 5 beziehungsweise 10 Cts. erhöht.
Ab 1. April 1930 werden 2 Prozent Feriengeld in die von den Arbeitern zu
verwaltende Ferienkasse bezahlt.
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In Basel wurde mit dem Malermeisterverband ein neuer Tarif
vereinbart, der verschiedene Verbesserungen enthält. Der Mindeststundenlohn
wurde wie folgt gestaffelt: im ersten Jahr nach der Lehre Fr. 1.70, im zweiten
Fr. 1.75 und im dritten nach der Lehre Fr. 1.77. Ferner werden 2—6 Tage
Ferien gewährt. Der Vertrag dauert bis 1. März 1931.

Streikbewegungen der Maurer und Handlanger werden zurzeit
in Lausanne und Muri-Gümligen durchgeführt. Der Grund hierfür
bildet die Ablehnung der Lohnerhöhungsbegehren durch die Unternehmer. In
Lausanne konnte mit einigen Baumeistern eine Verständigung gefunden werden,
wonach den Maurern Fr. 1.65 und den Handlangern Fr. 1.35 Stundenlohn
bezahlt wird. Bereits sind 150 Mann zu den neuen Bedingungen beschäftigt.
Die Arbeitenden liefern 15—20 Prozent ihres Verdienstes zugunsten der
Streikenden ab.

Die Tarifbewegung der Holzarbeiter in Luzern konnte durch
Abschluss eines Arbeitsvertrages, der am 15. April in Kraft trat, und die
Erhöhung des Durchschnittslohnes sowie die Gewährung von Ferien vorsieht,
erfolgreich beendigt werden.

Textilarbeiter.
Die in der Firma Nüesch, Ullmann & Cie., nunmehr Nuco A.-G., Marbach

(Rheintal), beschäftigten Strumpfwirker sind in den Streik getreten. Um
Personal nach Marbach zu bekommen, hatte die Firma schöne Versprechungen
gemacht, diese dann aber nicht gehalten. Von der Arbeiterschaft wurde die
Einlösung der Versprechen verlangt und zugleich Lohnforderungen aufgestellt.
Statt aber den berechtigten Begehren zu entsprechen, antwortete die Firma mit
Massregelungen. Die Wirker legten hierauf die Arbeit nieder. Es sei bei
dieser Gelegenheit darauf hingewiesen, dass im Dezember 1928 die
«Vereinigten Strumpffabriken A.-G.» in Flawil und St.Gallen bereits den Versuch
unternommen hatten, die heutigen Löhne der Wirker zu verschlechtern. Dieser
Versuch ist damals dank der entschlossenen Haltung der Wirker kläglich
gescheitert, und es ist nur zu hoffen, dass die Arbeiterschaft im Konflikt mit der
Marbacher Firma ebenfalls obenausschwingt, denn kein Beispiel wirkt in Unter-
nehmerkreisen so ansteckend wie ein geglückter Lohnabbau.

V. H. 1. L.
Die im Chauffeurberuf noch durchweg herrschenden schlechten Lohn- und

Arbeitsbedingungen — 16—18stündige Arbeitszeit und durchschnittlicher Tages-
verdienst sehr oft unter 10 Franken — veranlassten die organisierten Taxi-Chauffeure in St. Gallen, eine Verbesserung ihrer Lage anzustreben.
Die Grossfirma Citag Taxi A.-G. lehnte den Vermittlungsvorschlag des
Einigungsamtes ab mit der Begründung, dass, solange die andern Taxifirmen nicht
auch zu den gleichen Lohn- und Arbeitsbedingungen verpflichtet werden, sie
ihre Zustimmung nicht geben könne. Die Kleinfirmen wurden nun angefragt,
aber mit einer einzigen Ausnahme lehnten sie ebenfalls ab. Den Taxichauffeuren

blieb nichts anderes übrig als in den Streik zu treten, nachdem alle
Vermittlungsversuche, die von verschiedenen Seiten unternommen wurden,fruchtlos geblieben waren. Dass die Taxiunternehmer es auf eine Kraftprobe
ankommen lassen wollen, beweist der Umstand, dass sie unter sich vereinbart
haben, bei einer Konventionalstrafe von Fr. 500.— nicht einzeln mit den
Streikenden zu unterhandeln, und ebenfalls bei Konventionalstrafe haben sie
sich verpflichtet, während zwei Jahren keinen der Streikenden wieder
einzustellen.
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Aus den Jahresberichten Schweiz. Gewerkschaftsverbände

T„en. was |„diese™ S iTJÄ^Ät:
merksamkeit zuwenden will; dass es hier hi^r *« ^ » i_

vermenrte Aut"
mässiffkpit <r»f«M«- u + • „s mer Dlsner an der wünschenswerten Plan-

Personen abgebaut wnrde, JÄ«,^SÄ3" dT f
^cuerbcnuss von 158,490 Fr. Es wurden dem KamDifond* 107 nnn

JahreDr9r27T„endti928rbniiteKrVe^and T8"6' Bwidtt über di<= "*»

der Unterstutzungstage 1927 38,365 und 1928 43 257

Dementsprechend ist auch def M?, 1-5 f" St"kereiindx,st™ verzeichnen.
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der Stickereiindustrie, die natürlich nur durch eine bessere Organisation der

Arbeiterschaft gebessert werden kann. Die allgemeine Kasse weist einen

bescheidenen Ueberschuss und eine Vermögensvermehrung auf 70,812 Fr. auf.

Der Plattstichweberverband hat in seinem Bericht dieselben

Klagen anzustimmen wie das Stickereipersonal. Nur ein kleiner Teil der

Weber war sozusagen das ganze Jahr beschäftigt. Es ist daher begreiflich, dass

die Arbeitslosenkasse das grosse Sorgenkind des Verbandes ist. Die Kasse

musste im Berichtsjahre an 233 Bezüger 13,865 Fr. statutarische

Arbeitslosenunterstützung ausrichten. Im letzten Jahre wurde eine Sanierungsaktion

eingeleitet mit Hilfe der dem Gewerkschaftsbund angeschlossenen Verbände, welche

das Defizit für 2 Jahre übernehmen unter der Bedingung, dass innert dieser

Zeit durch Anschluss an einen grösseren Verband oder durch Anpassung der

Beiträge an die Auszahlungen eine endgültige Sanierung erfolgt. Der Mit-

gliederbestand ist von 577 auf 508 zurückgegangen. Immerhin ist es erfreulich,

zu sehen, wie selbst unter derart misslichen Verhältnissen die Gewerkschaftskollegen

den Mut nicht sinken lassen, sondern für ihre Organisation das Mög-

lichste tun.

Delegiertenversammlungen schweizerischer Verbände.
Die diesjährige Delegiertenversammlung des Plattstichweberverbandes

fand am 7. April in St.Gallen statt. Als Gäste waren Vertreter
des Gewerkschaftsbundes, des Textilarbeiterverbandes, des Seidenweberver-

bandes und des Handstickerverbandes erschienen. Die Verbandstagung be-

schäftigte sich in der Hauptsache mit der Sanierung der Arbeitslosenkasse, die

infolge der dauernd schlechten Lage des Arbeitsmarktes mit Schwierigkeiten zu

kämpfen hat. Der Diskussion lag ein Statutenentwurf zugrunde, der die

teilweise Wiedervereinigung mit dem Textilarbeiterverband in Aussicht nimmt.

Dem Gewerkschaftsbund und dem Textilarbeiterverband wurde der Dank für
die bisherige Mitarbeit und Hilfeleistung ausgesprochen. Die Delegiertenversammlung

beschloss einstimmig, den Zentralvorstand mit der Ausarbeitung

eines Projekts über den Anschluss an den Textilarbeiterverband zusammen mit
dessen Vertretern sowie eines andern Projekts betreffend die Sanierung ohne

Fusion mit einem andern Verband zu beauftragen. Beide Vorlagen sind dann

einer Urabstimmung zu unterbreiten.

Am 20. und 21. April fand in Aarau die Delegiertenversammlung des

Textil-arbeiterverbandes statt. Sie war von 104 Delegierten aus 71

Sektionen beschickt. Verbandsbericht und Rechnungen wurden genehmigt.

Zürich wurde wiederum als Verbandssitz bestimmt, und sämtliche Wahlen

wurden im Sinne der Bestätigung erledigt. Ein Sektionsantrag auf

Herabsetzung der Verbandsbeiträge wurde mit grossem Mehr abgelehnt. Verschiedene

Beschlüsse betreffen die Fürsorge für ältere Mitglieder. Es soll in Zukunft

ein Mitglied nach Erreichung des 65. Altersjahres berechtigt sein, die ihm
zustehende Sterbeunterstützung als Altersunterstützung zu beziehen. Ferner

wurde beschlossen, dass Mitglieder, die das 60. Altersjähr erreicht haben,

mindestens 25 Jahre organisiert und 1000 volle Verbandsbeiträge bezahlt haben,

von der Beitragspflicht befreit werden können, ohne ihre Rechte zu verlieren.

Ein Antrag auf Einführung einer Alters- und Invalidenversicherung wurde dem

Vorstand zur Weiterleitung an den Gewerkschaftsbund überwiesen. Für die

Einführung von Ferien soll eine lebhafte Aktion eingeleitet werden. Auch die

Werbearbeit unter den Jugendlichen soll intensiver werden. Zu diesem Zweck

soll beim Gewerkschaftsbund angeregt werden, die lokalen Gewerkschafts-
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karteile möchten lokale gewerkschaftliche Jugendgruppen bilden. Ein weiterer
Antrag beauftragt den Zentralvorstand, ein Verbot der Verwendung von
verheirateten Frauen bei Ueberzeit- und Schichtarbeit zu erwirken. In zwei
Resolutionen, die einhellig Annahme fanden, werden die Mitglieder aufgefordert,
die Petition für das Frauenstimmrecht energisch zu unterstützen und am 12. Mai
der Branntweininitiative zuzustimmen.

Sozialpolitik.
Unfallversicherung.

(Mitget.) Der Verwaltungsrat der Schweizerischen Unfallversicherungsanstalt
beschäftigte sich an seiner letzten Tagung (vom 21. Februar 1929) mit

dem Verzeichnis der von der Versicherung der Nichtbetriebsunfälle
ausgeschlossenen aussergewöhnlichen Gefahren

(Art. 67, letzter Satz, des Unfallversicherungsgesetzes). Bei seinem neuen
Beschluss liess sich der Verwaltungsrat der Suva von folgenden Ueberlegungen
leiten. Es ist einerseits wünschbar, dass sich die soziale Unfallversicherung
möglichst vollständig auf alle Unfälle erstrecke, mit Ausnahme derjenigen, die
sich zufolge von strafwürdigen oder unmoralischen Handlungen ereignen.
Anderseits ist es billig, dass die Versicherten, welche sich freiwillig gewissen
aussergewöhnlichen Gefahren aussetzen, eine besondere Prämie für die
Deckung dieser Risiken bezahlen, damit die letztern nicht erhöhend auf die
Prämien der Gesamtheit der Versicherten wirken. Die gegenwärtig geltenden
Gesetzesbestimmungen gestatten leider eine Lösung in dieser Richtung nicht.
Es hat deshalb der Verwaltungsrat beschlossen, es sei dem Bundesrate im
gegebenen Zeitpunkte eine Revision des Unfallversicherungsgesetzes zu
beantragen, die eine solche Lösung ermöglichen wird.

Da diese Gesetzesrevision voraussichtlich in nächster Zeit nicht zu
erlangen sein wird, hat der Verwaltungsrat für die Zwischenzeit eine vorläufige
Lösung in dem Sinne getroffen, dass auf dem bisherigen Verzeichnisse der von
der Versicherung ausgeschlossenen Gefahren (vom 30. Mai 1923) eine Reihe
von Risiken gestrichen worden sind. Der neue (interimistische) Beschluss
betreffend die ausgeschlossenen Risiken hat folgenden Wortlaut:

A.
In Ausführung von Art. 67, letzter Satz, des Bundesgesetzes über die

Kranken- und Unfallversicherung vom 13. Juni 1911 werden von der Versicherung

der Nichtbetriebsunfälle ausgeschlossen:
I. Folgende aussergewöhnliche Gefahren:
1. Der ausländische Militärdienst.
2. Die Beteiligung an Raufereien und Schlägereien zwischen zwei oder

mehr Personen, es sei denn nachgewiesen, dass der Versicherte, ohne vorher
am Streite beteiligt gewesen zu sein, selber durch die am Streite Beteiligten
angegriffen worden ist oder bei Hilfeleistung verletzt worden ist.

3. Die Gefahren, denen sich der Versicherte dadurch aussetzt, dass er
andere stark provoziert.

4. Widersetzlichkeit gegenüber den mit der Aufrechterhaltung der öffentlichen

Ordnung betrauten Organen. Die Teilnahme und die beabsichtigte
Anwesenheit bei Unruhen oder an Versammlungen, die von der zuständigen
Behörde verboten worden sind.

5. Vergehenshandlungen.

175


	Arbeiterbewegung

